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ForschungsReport: Herr Dr. Lindhau-
er, Forschung ist im Grunde Ländersa-
che. Insofern sind Forschungseinrich-
tungen des Bundes etwas Ungewöhn-
liches. Woraus leitet sich die Existenz
der Bundesforschungsanstalten ab?

Lindhauer: Die Möglichkeit unseres Mini-
steriums, eigene Ressortforschungsein-
richtungen zu unterhalten, ergibt sich aus
den einschlägigen Gesetzgebungskompe-
tenzen des Bunds. Die erstrecken sich laut
Artikel 74 des Grundgesetzes auch auf Be-
reiche wie die Förderung land- und forst-
wirtschaftlicher Erzeugung, die Sicherung

der Ernährung oder den Pflanzenschutz.
Wichtige Aufgabe der Bundesforschungs-
anstalten ist es, wissenschaftliche Grund-
lagen bereitzustellen, die der Gesetzgeber
als Entscheidungshilfen nutzen kann. Un-
sere primäre Aufgabe ist also die Beratung
der politischen Entscheidungsträger des
Bundes. Gleichzeitig kommen die von uns
erarbeiteten Ergebnisse dem Gemeinwohl
und den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern zugute.

ForschungsReport: Die Bundesfor-
schungsanstalten – besonders diejeni-
gen, die mit Nutztieren und den da-
raus hergestellten Lebensmitteln zu
tun haben – sind derzeit in den Me-
dien präsent wie selten zuvor. Freuen
Sie sich darüber?

Mettenleiter: Prinzipiell freut man sich
sicherlich über das Interesse an den For-
schungsanstalten und an der Ressortfor-
schung. Ich freue mich natürlich weniger
– das sage ich auch ganz offen – dass wir
an der BFAV in Sachen Öffentlichkeitsar-
beit zuletzt so stark gefordert waren, dass
wir zu unseren eigentlichen Aufgaben
kaum mehr so richtig gekommen sind.
Und der Anlass selbst, BSE, ist natürlich
alles andere als erfreulich.

Lindhauer: Gerade der Fall BSE macht
aber deutlich, wie wichtig es ist, eine un-
abhängige, auf langfristigen Erkenntnis-
gewinn angelegte Ressortforschung zu
haben. 

Mettenleiter: Das kann ich nur unter-
streichen. Die Langfristigkeit in der For-
schung ist etwas, was zum Beispiel Uni-
versitäten in diesem Maße nicht leisten
können. 

ForschungsReport: Können Sie das
näher erläutern?

Lindhauer: Universitäten sind gezwun-
gen, sich am Wissenschaftsmarkt zu ori-
entieren, also den aktuellen Forschungs-
trends zu folgen. Nur so sind sie bei der
Drittmitteleinwerbung konkurrenzfähig.
Und Drittmittel werden an Universitäten
in erheblichem Maße benötigt, um die
Träger des wissenschaftlichen Betriebes –
Doktoranden und Postdocs – zu finanzie-
ren. Da aber Themen, die langjährige
kontinuierliche Erhebungen oder Be-
obachtungen voraussetzen, auf dem Wis-
senschaftsmarkt nicht immer die attrak-
tivsten sind, werden sie von Hochschulen
notgedrungen kaum bearbeitet. Im Ge-
gensatz dazu haben wir an den Bundes-
forschungsanstalten langfristig gesicher-
te Stellen und Haushaltsmittel zur Verfü-
gung. Dadurch können wir unsere Arbeit
auch in der zeitlichen Dimension ganz an-
ders positionieren.

ForschungsReport: Wozu brauchen
denn politische Entscheidungsträger
solche Langzeit-Daten?

Oehlenschläger: Viele Institute im Ge-
schäftsbereich unseres Ministeriums tra-
gen Daten zusammen, die später als
Grundlagen für Gesetze und Verordnun-
gen der Bundesrepublik oder der Europäi-
schen Union dienen. Diese Tätigkeit mar-
kiert eine der ureigensten Eigenschaften
der Ressortforschung. Wenn Sie als Staat
zum Beispiel an Verordnungen zu Höchst-
mengenregelungen von Cadmium und

„Wir sind ein wichtiger 
Teil der deutschen
Forschungslandschaft” 

Die BSE-Krise hat die Ressortforschungseinrichtungen des Bun-
desministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft (BMVEL) stark ins Licht der Öffentlichkeit gerückt. Der

ForschungsReport sprach mit dem Präsidenten und den beiden Vize-
präsidenten des Senats der Bundesforschungsanstalten über die
Bedeutung und das Selbstverständnis der BMVEL-Ressortforschung. 
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Blei in Lebensmitteln mitwirken wollen,
wie gerade aktuell in der EU, und Sie ha-
ben keine Daten aus den letzten 20 Jah-
ren, dann kämpfen Sie unter Umständen
recht verloren gegen andere Mitglied-
staaten, die entsprechende Daten vorhal-
ten. In Deutschland sind solche Daten nur
durch Bundesforschungsanstalten erho-
ben worden, das macht bei uns sonst nie-
mand. 

Lindhauer: Ein anderes Beispiel: Im Früh-
jahr dieses Jahres sind in der EU die Inter-
ventionsrichtlinien für die Einlagerung
von Getreide, speziell von Roggen, geän-
dert worden. Die neuen Mindestgrenz-
werte für die Intervention, also Proteinge-
halt, Fallzahlen usw., konnten von unse-
rem Ministerium bei den Verhandlungen
in Brüssel entscheidend zum Wohle der
deutschen Interessen beeinflusst werden,
weil unsere Forschungsanstalt, die
BAGKF, als einzige in der Lange war, ent-
sprechende über Jahrzehnte erhobene
Daten zur Verfügung zu stellen und un-
terschiedliche Auswirkungsszenarien zu
präsentieren.

ForschungsReport: Und diese Daten
haben Universitäten, zum Beispiel
Hochschulen mit ernährungswissen-
schaftlichen Fakultäten, nicht?

Lindhauer: Nein. 

Mettenleiter: Das zeigt aber auch deut-
lich: Wir als Ressortforschung sind ein
wichtiger Teil der Forschungslandschaft in
der Bundesrepublik. Nicht umsonst
heißen wir ja Bundesforschungsanstalten
und nicht etwa Bundesämter. Vereinzelte
Darstellungen in den Medien, wir seien
ein starrer Beamtenapparat, eher zu ver-
gleichen mit einem Finanzamt als mit ei-
ner Universität, sind – ohne den Finanz-
ämtern jetzt zu nahe treten zu wollen –
schlichtweg falsch.

ForschungsReport: Nun kann man
sich aber auch wissenschaftlich bera-
ten lassen, indem man andernorts er-
arbeitetes Fachwissen sammelt und
auswertet. Braucht man dazu wirklich
eigene Einrichtungen, die selbst For-
schung betreiben?

Oehlenschläger: Politikberatung, so
stellt sich der Laie das vielleicht vor, könnte
man auch vom Schreibtisch aus machen,
durch Studium der Fachliteratur und Be-
stellen von einzelnen Gutachten. Es hat
sich aber gezeigt, dass man wissenschaft-
liche Politikberatung am besten auf der
Grundlage eigener experimenteller Ergeb-
nisse machen kann. Man muss wirklich
einschätzen können, was hinter den Daten
steht. Sich auf Ergebnisse Dritter zu stüt-
zen und sie nur wiederzugeben, trägt in
vielen Fällen nicht zum Erfolg bei. 

Lindhauer: Die Mitarbeiter in solchen
Ämtern besorgen sich zwar Daten und
Gutachten, sind aber selbst nicht in der
Forschung verwurzelt. Das kann die Beur-
teilung von Forschungsergebnissen
schwierig machen. Wissenschaftler, die
aktiv in den Forschungsbetrieb eingebun-
den sind, können oftmals die Belastbar-
keit von Methoden und das Zustande-
kommen von Daten besser abschätzen.
Wenn es zum Beispiel darum geht, be-
stimmte Erhebungsmethoden in Verord-
nungen zu übernehmen, muss man wis-
sen, ob diese hinreichend praktikabel
sind. Vielleicht lassen sie sich unter den
Bedingungen vor Ort ja gar nicht umset-
zen. 

ForschungsReport: Im Geschäftsbe-
reich des BMVEL gibt es ja eine relativ
große Anzahl von Forschungseinrich-
tungen, die sich mit verschiedenen
Aufgaben befassen.

Lindhauer: Diese Interdisziplinarität sehe
ich als großen Vorteil. Wir haben bereits
in den einzelnen Anstalten einen sehr
breiten Überblick, beim Getreide bei-
spielsweise von der Züchtung über die
Verarbeitung bis zur Produktqualität. Da-
rüber hinaus haben wir die Möglichkeit,
über die Anstalten hinweg Forschungsbö-
gen zu schlagen, in denen man spezielle
Probleme des Pflanzenbaus und Pflanzen-
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schutzes, der Lebensmittelsicherheit, bis
hin zu ernährungsphysiologischen und
ökonomischen Fragen unter dem einen
Dach der Ressortforschung in enger Zu-
sammenarbeit bearbeiten kann. Diese ge-
sammelten Expertisen können eine best-
mögliche Beratung der politischen Ent-
scheidungsträger gewährleisten. 

Mettenleiter: Nehmen wir das konkrete
Beispiel BSE. Von der Fütterungsproble-
matik – sei es Tiermehl oder die Substitu-
tion von Tiermehl durch pflanzliche Pro-
teinträger – über die Herstellung des
Lebensmittels Fleisch und natürlich die in-
fektionsmedizinische Seite des Krank-
heitsbildes „BSE” sind es verschiedenste
Forschungsanstalten im Geschäftsbereich
des BMVEL, die hier wesentlich beteiligt

sind. Und man muss deutlich sagen:
Wenn es die nicht gäbe, dann würde es
eine wissenschaftliche Beratung der Poli-
tik im Bereich BSE jetzt nicht geben.

ForschungsReport: Die BSE-Krise ist al-
lerdings durch das Vorhalten wissen-
schaftlicher Kompetenz nicht verhin-
dert worden. Müssen die Kommunika-
tionsstrukturen zwischen den For-
schungseinrichtungen und den zustän-
digen Ministerien verbessert werden?

Mettenleiter: Was die Kommunikation
angeht, lässt sich zunächst sagen: Die
beste Kommunikation ist die direkte. Je
direkter der Austausch zwischen den poli-
tischen Entscheidungsträgern und der
Wissenschaft stattfindet, desto besser ist
es. Ich denke, dass sich die Situation hier

noch erheblich verbessern lässt, in wel-
chen Formen auch immer. Der Senat der
Bundesforschungsanstalten kann dabei
sicherlich auch eine wesentliche Rolle
spielen. 

Lindhauer: Die Wissenschaft mit ihren
Berichten und Stellungnahmen an das
vorgesetzte Ministerium ist die eine Seite,
die Umsetzung der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse in die Tagespolitik eine andere,
und die liegt in der Verantwortung des je-
weiligen Ministeriums.

Oehlenschläger: Man darf dabei auch
nicht vergessen: Durch die Einsparmaß-
nahmen bei den Bundesforschungsan-
stalten – Stichwort Rahmenkonzept –
sind viele Anstalten und Institute in eine

Lage gekommen, in der sie
ihre Forschung massiv be-
schränken müssen. Bei uns
liegen ganze Gebiete
brach, die aufgrund von
Personalmangel nicht mehr
beforscht werden können. 

ForschungsReport: Die
Bundesforschungsanstal-
ten sind – innerhalb des
ihnen zugewiesenen
Rahmens – weitgehend
frei in der Bearbeitung
von Forschungsthemen.
In anderen Staaten steu-
ert die Politik die ihr zu-
arbeitende Agrarfor-

schung viel stärker durch die gezielte
Vergabe von Projektgeldern. Kann da-
durch nicht eine bessere Ausrichtung
an aktuelle Themen erreicht werden?

Oehlenschläger: Nein. Ich kenne das
Beispiel anderer Länder wie Island und die
Niederlande. Dort konkurrieren die staat-
lichen Agrarforschungsinstitutionen mit
allen anderen Wissenschaftseinrichtun-
gen um Gelder. Hier kommt wieder die
Kurzlebigkeit bestimmter Themen zum
Tragen: Projektgelder werden eingewor-
ben, Projekte abgearbeitet, und dann ver-
schwindet im Extremfall das angesam-
melte Wissen wieder im Zuge eines ande-
ren Themas, für das es Förderung gibt.
Das führt meiner Meinung nach zu einer
Verschlechterung der Forschungsqualität,
aber auch zu einer Gefährdung der Unab-

hängigkeit. Denn wo eine Grundfinanzie-
rung fehlt, kann es auch zu Abhängigkei-
ten von Forschungsgeldern kommen, die
von privater Seite, etwa der Industrie, ver-
geben werden. 

Mettenleiter: Natürlich spielen tagesak-
tuelle Probleme bei uns in der Ressortfor-
schung auch eine wesentliche Rolle. Und
durch die Breite der Forschung, die wir an
unseren Einrichtungen vorhalten, ist es
erheblich leichter, ad hoc zu einer be-
stimmten Problematik wie aktuell BSE
fundiert Stellung zu nehmen. Das heißt,
man sollte bei uns nicht den Fehler ma-
chen, Forschung ausschließlich an der Ta-
gesaktualität festzumachen, weil das
zwangsläufig zu Lücken führt, die dann
nicht mehr schnell zu schließen sind. Eine
stabilisierende Grundfinanzierung, ver-
bunden mit einer erfolgreichen Einwer-
bung von Drittmitteln halte ich für einen
gesunden Mix. 

ForschungsReport: Wie kommen Sie
an Studenten und junge Wissen-
schaftler heran, die zeitlich begrenzte
und aus Drittmitteln finanzierte Pro-
jekte bearbeiten? 

Lindhauer: Die meisten Institutsleiter
und viele wissenschaftliche Mitarbeiter
haben Lehrverpflichtungen an Hochschu-
len und Fachhochschulen, zum Teil sind
sie habilitiert. Allein schon dadurch erge-
ben sich vielfältige Kontakte zu Studen-
tinnen und Studenten. Viele Promotions-
arbeiten werden bei uns im Rahmen von
Drittmittelprojekten durchgeführt.

Mettenleiter: Außerdem sind die Res-
sortforschungseinrichtungen durch ihre
gute Ausstattung attraktive Partner.

Lindhauer: in vielen naturwissenschaftli-
chen Fächern – leider auch in meinem Ge-
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biet, den Lebensmittelwissenschaften –
ist allerdings der Studentenrückgang so
spürbar, das die Hochschullehrer oft
selbst Schwierigkeiten haben, gute Leute
zu bekommen. Da ist man dann mitunter
erst zweiter im Glied.

ForschungsReport: Welches For-
schungsprofil haben die Bundesfor-
schungsanstalten? 

Lindhauer: Größtenteils geht es bei uns
um angewandte Forschung. Das heißt
aber nicht, dass wir, wo es notwendig ist,
nicht auch anwendungsorientierte
Grundlagenforschung betreiben, in vielen
Bereichen sogar auf sehr hohem Niveau.
Unser Veröffentlichungsspektrum reicht
von international renommierten Fach-
journalen, sogar „Nature”, bis zu Prakti-
kerzeitschriften wie der „Gärtnerbörse”
oder der „Bäckerzeitung”. Spitzenfor-
schung muss bei uns letztlich immer un-
terfüttert werden durch eine breite, vo-
rausschauende Forschung, die ausgerich-
tet ist auf sich abzeichnende mittel- bis
langfristige Probleme – und aus dieser er-
gibt sich dann die Anwendung und die
Politikberatung, die die Ressortforschung
ja letztlich leisten soll. 

ForschungsReport: Die Agrarpolitik
hat im Zuge der BSE-Krise deutlich
andere Akzente bekommen: Im Mit-
telpunkt steht jetzt stärker als zuvor
der Verbraucher. Müssen auch die
Bundesforschungsanstalten umden-
ken? 

Lindhauer: Forschung für die Verbrau-
cher ist an den Bundesforschungsanstal-
ten schon immer gemacht worden. Wenn
wir im Bereich der agrarischen Rohstoffe
Forschung gemacht haben, dann ist die
Sicherheit und die Qualität der Produkte
immer ein wichtiges Kriterium gewesen;

diese Ergebnisse sind direkt dem Verbrau-
cherschutz zugute gekommen. 

Mettenleiter: Bei uns an der BFAV lautet
das Credo „Nur ein gesundes Tier liefert
ein gesundes Lebensmittel”, von daher ist
die gesamte Infektionsmedizin mit dabei.
Aber in dem umfassenden Ansatz, den
die Bundesforschungsanstalten ab-
decken, spielt natürlich auch die pflanzli-
che Produktion eine wichtige Rolle.

Lindhauer: Nehmen wir die Züchtungs-
forschung: Die Resistenzzüchtung ist im
Grunde angewandter Verbraucherschutz.
Wenn eine resistente Sorte auf dem Feld
den Einsatz bestimmter Pflanzenschutz-
mittel nicht mehr erfordert, stellen sich
mögliche Rückstandsproblematiken gar
nicht erst. 

ForschungsReport: Eine abschließen-
de Frage: Wenn es Ihre Bundesfor-
schungsanstalt morgen nicht mehr
gäbe, woran würden es die Bürger
merken?

Mettenleiter: Nehmen Sie als Beispiel
die BSE. Die BFAV betreibt das nationale
Referenzlabor, das alle BSE-Verdachtsfälle
überprüft und bei positivem Befund amt-
lich bestätigt. Gleiches gilt auch – ganz
aktuell – für die Maul- und Klauenseuche,
für Schweinepest und für andere Erkran-
kungen. Im ganzen Problemkreis Tierseu-
chenbekämpfung spielt die BFAV eine
überragende Rolle.

Lindhauer: Die BAGKF ist jedes Jahr
auf der Basis des Agrarstatistikgesetzes
beauftragt, die aktuelle Verarbeitungs-
qualität der Rohgetreide zu untersu-
chen. Ohne uns würden jeden Herbst
die Schwierigkeiten der Verarbeiter auf
den Verbraucher durchschlagen. Wir
liefern aufgrund der von uns ermittel-
ten Daten Hinweise, wie Mehle zu be-
handeln und Teige zu bearbeiten sind,
um bei dem Übergang vom letztjähri-
gen Getreide auf die neue Ernte eine
gleichbleibende Qualität zu gewährlei-
sten. Mittel- bis langfristig würde zum
Beispiel eine neutrale, von Einzelinter-
essen unabhängige Bewertung von Zu-
satzstoffen, die in den verarbeitenden
Betrieben eingesetzt werden, verloren
gehen. 

Oehlenschläger: Wenn es die BFAFi als
Ganze nicht mehr gäbe, gäbe es in
Deutschland keine Forschung mehr über
Fischbestände und keine Empfehlungen
zu Fangquoten, was die deutsche Posi-
tion bei der Aufteilung der fischereilichen
Nutzung des EU-Meeres erheblich
schwächen würde. Letztendlich würde es
in den von uns verwalteten Gebieten kei-
ne Überwachung der Bestände mehr ge-
ben, was zu einer unkontrollierten Überfi-
schung führen könnte. Das zweite ist,
dass den Verbrauchern keine neutrale
Stelle mehr für Fragen der Fischqualität
und Produktsicherheit zur Verfügung
stünde. Erwähnenswert wäre auch noch,
dass die Bun-
desrepublik
Deutsch-
land bei
der Inter-
nationa-
len Wal-

fangkommission durch einen Wissen-
schaftler unserer Anstalt vertreten wird.
Er bringt dort die Meinung der Bundesre-
publik ein, wenn es darum geht, den
kommerziellen Walfang nieder zu halten.
Das würde natürlich auch wegfallen – zu-
mindest die Argumentation auf wissen-
schaftlicher Grundlage.

ForschungsReport: Herr Lindhauer,
Herr Mettenleiter, Herr Oehlenschlä-
ger, wir danken Ihnen für das Ge-
spräch.

Das Interview führte ForschungsReport-Redakteur Michael
Welling.
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